
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Oliver Luksic, Hagen Reinhold,
Frank Sitta, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/17820 –

Neubau des Forschungsschiffs ATAIR II

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Das im Aufgabenbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI) befindliche Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie (BSH) mit Sitz in Hamburg und Rostock ist nach den Bestimmungen 
des Seeaufgabengesetzes (SeeAufgG) unter anderem zuständig für die See-
vermessung und die meereskundliche Überwachung. Hierfür bereedert es 
aktuell eine Flotte von fünf Arbeitsschiffen, wobei die seit 1987 in Dienst ge-
stellte ATAIR durch einen Nachfolgerbau ab 2020 ersetzt werden soll. Den 
Auftrag für den ATAIR II genannten Neubau eines Vermessungs-, Wracksuch- 
und Forschungsschiffes erteilte das BSH im Dezember 2016 an die Werft 
Fr. Fassmer mit Sitz im niedersächsischen Berne. Die Entwicklung des Schif-
fes, das über moderne Technologien verfügen und voraussichtlich in diesem 
Frühjahr fertiggestellt sein wird, erfolgte in enger Kooperation zwischen dem 
BSH, der Werft Fr. Fassmer und der Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 
(https://www.nwzonline.de/berne/berne-atair-geht-2020-auf-reisen-neues-fors
chungsschiff-in-berne-getauft_a_50,5,4208943555.html). Die Fraktion der 
FDP begrüßt generell die enge Zusammenarbeit von Bundesbehörden bei der-
artigen komplexen Vorhaben. Sie stellt sich jedoch aufgrund der zu verzeich-
nenden Baukostensteigerung sowie der Vielzahl der durch Bundesministerien 
bereederten Schiffe die Frage, ob der kostspielige Neubau der ATAIR II zwin-
gend notwendig war und nicht durch den Rückgriff auf andere Schiffe hätte 
vermieden werden können. Gleichzeitig ergeben sich aus Sicht der fragestel-
lenden Fraktion hinsichtlich des gewählten Vergabeverfahrens zum Bau des 
Schiffes verschiedene Fragen.

1. Wie begründet die Bundesregierung den Neubau der ATAIR II angesichts 
der umfassenden Flotte, die durch Bundesministerien bereedert wird?

2. Hatte die Bundesregierung die Option, die ATAIR durch andere bereits im 
Dienst stehende Schiffe des Bundes zu ersetzen, in Betracht gezogen (bitte 
mit Begründung)?
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3. Welche konkreten Aufgaben sollen nach Kenntnisstand der Bundesregie-
rung mit der ATAIR II ausgeführt werden (bitte nach Aufgabengebiet auf-
schlüsseln)?

4. Welche durch die Bundesregierung bereederten Schiffe können nach An-
sicht der Bundesregierung die Aufgaben der ATAIR II erfüllen (bitte mit 
Begründung)?

8. Handelt es sich aus Sicht der Bundesregierung bei der ATAIR II um ein 
reines Arbeitsschiff im Sinne der dem BSH gesetzlich zugewiesenen Auf-
gaben oder um ein Forschungsschiff mit erweiterten Einsatzmöglichkeiten 
(bitte mit Begründung)?

Die Fragen 1 bis 4 und 8 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemein-
sam beantwortet.
Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) betreibt derzeit
die drei Vermessungs-, Wracksuch- und Forschungsschiffe (VWFS) ATAIR, 
DENEB und WEGA. Das VWFS ATAIR II wird planmäßig noch in diesem 
Jahr das VWFS ATAIR ersetzen und dessen hoheitliche Aufgaben übernehmen, 
die überwiegend in der Seevermessung und Wracksuche, sowie der Meeres-
umweltüberwachung liegen. Innerhalb der Flotte des Bundes stehen für dieses 
Anforderungsprofil keine anderen geeigneten Fahrzeuge zur Verfügung.
Zusätzlich wird die ATAIR II in der Lage sein, auch komplexere Aufgaben der 
Meeresumweltüberwachung wahrzunehmen. Diese wurden seit der Außer-
dienststellung des FS GAUSS im Jahr 2006 durch Charterung von ausländi-
schen Schiffen übernommen. Nach Indienststellung der ATAIR II werden 
Charterungen nur noch in geringem Umfang bei Bedarf erforderlich.
Die Seevermessung und Wracksuche vor der deutschen Küste (57.000 km²) 
sind Aufgaben des BSH als nautisch-hydrographischem Dienst Deutschlands.
Diese Aufgaben werden wie folgt wahrgenommen:
• Die Hauptschifffahrtswege in der ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) 

und dem Küstenmeer werden gemäß dem internationalen Standard (IHO 
S44) flächendeckend vermessen.

• Die Küstengewässer werden im Abstand von 1 bis 25 Jahren, je nach Ver-
änderlichkeit, Bedeutung und Tiefenverhältnissen, neu vermessen.

• Die Unterwasserhindernisse in den deutschen Gewässern der Nordsee und 
Ostsee, sowie auf den Seeschifffahrtsstraßen werden regelmäßig, je nach 
möglicher Gefährdung der Schifffahrt, untersucht.

• Die jährliche Sollaufgabe der Seevermessung wird durch Absprachen stän-
dig mit den Peilaufgaben der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes (WSV) abgeglichen und optimiert. Soweit notwendig, erfolgen 
auch Absprachen mit den Nachbarländern (Niederlande, Dänemark und 
Polen).

Die Meeresumweltüberwachung der deutschen Gewässer der Nord- und Ostsee 
beinhaltet u. a. folgende Aufgaben:
• Überwachung der ozeanographischen Veränderungen des Zustandes der 

Nord- und Ostsee. Die ozeanographischen Untersuchungen des BSH tragen 
zur Feststellung langfristiger Veränderungen im physikalischen Zustand des 
Meeres bei, wie z. B. mögliche Auswirkungen des Klimawandels.

• Überwachung der Eutrophierung der Nord- und Ostsee durch Messung des 
Nährstoffgehaltes. Diese Überwachung beinhaltet neben der Kontrolle der 
Wirksamkeit von Maßnahmen, die Einträge von Nährstoffen reduzieren, 
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auch die Untersuchung der unmittelbaren und mittelbaren chemischen und 
biologischen Auswirkungen der Eutrophierung.

• Überwachung der Schadstoffe in der Nord- und Ostsee. Mit den Untersu-
chungen der Spurenmetalle sowie der organischen Schadstoffe im Wasser 
und Sediment werden zum einen die Schadstoffbelastungen des Meeres und 
zum anderen das Gefährdungspotential für die Organismen festgestellt.

• Überwachung der künstlichen Radioaktivität der Nord- und Ostsee. Die 
Messungen der Radioaktivität dienen unmittelbar dem Schutz der Bevölke-
rung vor schädlichen Einflüssen ionisierender Strahlung,

• Überwachung der biologischen Vielfalt der Ökosysteme. Die Untersuchun-
gen des BSH zur biologischen Vielfalt beziehen sich auf die Auswirkungen 
des Klimawandels und der wirtschaftlichen Nutzung.

• Regelmäßige geologische Untersuchungen, um aktuelle Fachinformationen 
zum Aufbau und zur Dynamik des Meeresbodens zu gewinnen. Diese 
Kenntnisse sind die Voraussetzung dafür, die Auswirkungen von Offshore-
Nutzungen (Windparks, Seekabel, Pipelines etc.) auf den Meeresboden als 
Teil des marinen Ökosystems beurteilen zu können.

• Mit der Umsetzung dieser Aufgaben werden auch meerespolitische Ziele 
aus dem „Blaubuch“ der Europäischen Union abgedeckt, insbesondere alle 
Aufgaben, die im Zusammenhang der Überwachung der Meeresumwelt und 
des Klimawandels stehen.

Zu den schiffsgebundenen Aufgaben im Bereich Schifffahrt gehören Unter-
suchungen im Sinne der Schiffsicherheit. Diese umfassen:
• Durchführung der Marktüberwachung von nautischen Anlagen, Systemen 

und Geräten; Rettungsmitteln und Ausrüstungen in den Bereichen Brand-
schutz sowie Umweltschutz;

• Untersuchung von innovativen Systemen für nationale Beiträge für die 
Internationale Seeschifffahrts-Organisation (IMO) der European Maritime 
Safety Agency (EMSA) und der EU-Kommission zur Verbesserung der 
Schiffssicherheit;

• Untersuchung und Verifizierung von neuen Prüfverfahren für die Weiter-
entwicklung der internationalen Normung;

• Prüfungen nach internationalen Standards, EU-Recht oder nationalen Prü-
fungs- und Zulassungsbedingungen für die Zulassungen nautischer An-
lagen, Systeme und Geräte.

5. Hat die Bundesregierung Kenntnis, ob das BSH die ATAIR II anderen 
Institutionen zur Charter anbieten wird, und wenn ja, welchen (bitte mit 
Begründung)?

Eine Vercharterung der VWFS ATAIR II ist nicht vorgesehen. Es wird durch 
seine Aufgaben voll ausgelastet sein.
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6. Welche Ausrüstungen befinden sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
an Deck der ATAIR II, und welchem Zweck dienen sie jeweils?

Teil der Ausrüstung sind die Winden:

Winden Seil Nutzbare Seil-
länge (2. Lage) 

(m)

Zweck

Fest installierte
Winden
CTD-Einleiterwinde 6,4 mm

Einleiter
Bis 2.000 Messungen der

Leitfähigkeit, Tempe-
ratur und Dichte

des Wassers
Drahtwinde 14 mm 

Draht
600 Multifunktionaler 

Einsatz für das
Ausbringen von

Messgeräten
Speicher-CTD-Winde 4,7 mm 100 Messungen der Leit-

fähigkeit, Temperatur 
und Dichte des Was-
sers im Flachwasser

Mobile Winden
CTD-Zweileiterwinde 14,8 mm

Zweileiter
Bis 2.000 Messungen der Leit-

fähigkeit, Temperatur 
und Dichte des Was-
sers ohne Kontami-

nierung von Metallen
Drahtwinde 14 mm 

Draht
Bis 6.000 Multifunktionaler 

Einsatz für das
Ausbringen von

Messgeräten
Drahtwinde 8 mm 

Draht
(V4A)

1.000 Probennahme ohne 
Einfluss von Kohlen-

wasserstoffen
Drahtwinde 8 mm 

Draht
Kunststoff-
ummantelt

200 Probennahme ohne 
Einfluss von

Schwermetallen

Drahtwinde 4 mm 
Draht

200 Probennahme
mit Hilfe des

Planktonnetzes

Weitere Bestandteile der wissenschaftlichen Ausrüstung sind:
• Schiebebalken für das Ausbringen von Messgeräten, Tonnen, etc. über die 

Schiffsseite
• CTD-Ausleger für das Ausbringen von Einleiter- bzw. Zweileiterdraht
• Heckausleger für das Schleppen von geologischen und Ozeanographischen 

Geräten
• Offshore Arbeitskran für das Bewegen von Ausrüstungsgegenständen
• Platz für 5x 20-Fuß-Laborcontainer sowie für div. 10-Fuß-Container
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7. Ist die ATAIR II nach Kenntnis der Bundesregierung für einen Einsatz in 
anderen Gewässern neben der Nord- und Ostsee ausgerüstet, und wenn ja, 
in welchen (bitte mit Begründung)?

Ja. Eine räumliche Beschränkung der Aufgabe des BSH zu meereskundlichen 
Untersuchungen ist nicht vorgesehen. Diese kommen überall dort in Betracht, 
wo dies deutschen Interessen entspricht, z. B. Klimauntersuchungen im Nord-
atlantik. Eine besondere Rolle für die Bewertung des Zustands der Nordsee 
spielt dabei der Nordostatlantik.

9. Wie definiert die Bundesregierung die Begriffe Meeresforschung bezie-
hungsweise meeresbiologische Forschung, und sieht sie die ATAIR II im 
Stande, diese auszuüben (bitte mit Begründung)?

Meeresforschung ist die Durchführung befristeter Projekte und Programme zur 
Beantwortung spezifischer wissenschaftlicher Fragestellungen, die z. B. das 
Meer als Komponente im Klimasystem, als weltumspannendes Ökosystem und 
Eiweißlieferant, als geochemischer Reaktor und Lieferant mineralischer Roh-
stoffe, als Verkehrsweg, Energiequelle oder Erholungsraum betreffen. Entspre-
chend sind die Disziplinen Physik, Chemie, Biologie, Meteorologie, Geogra-
phie, Geologie und Geophysik an der Meeresforschung beteiligt. Die Bundes-
regierung hat in dem 2016 veröffentlichten Forschungsprogramm „MARE:N – 
Küsten-, Meeres- und Polarforschung für Nachhaltigkeit“ seine Forschungs-
aktivitäten gebündelt.
Forschungen des BSH dienen zum einen dazu, die dem BSH obliegenden ge-
setzlichen Aufgaben und Dienste ständig zu verbessern. Sie sind jedoch nicht 
als bloßer Aufgabenannex zu verstehen, sondern eröffnen auch die Möglich-
keit, auf anderen Forschungsfeldern tätig zu werden, sofern dies der Seeschiff-
fahrt oder Seefischerei dient.
Zu unterscheiden sind langfristig oder auf Dauer angelegte, regelmäßige wis-
senschaftliche Überwachungstätigkeiten, die auch das sog. biologische Monito-
ring einschließen. Im Bereich der meeresbiologischen Forschungen sind andere 
wissenschaftliche Institute mit größerer fachlicher Nähe vorhanden.
Die ATAIR II wäre im Stande, auch meeresbiologische Forschung im Rahmen 
des Seeaufgabengesetzes (SeeAufgG) auszuüben. Das begründet sich u. a. da-
rin, dass die ATAIR II als Messplattform zum Zweck der Meeresumweltüber-
wachung so ausgestattet ist, dass der Einsatz eines großen Spektrums von 
Mess- und Sammelgeräten für meereskundliche Zwecke möglich ist.

10. Verfügt das BSH nach Kenntnis der Bundesregierung über die Zustän-
digkeit, meereskundliche Messfahrten durchzuführen (bitte mit Begrün-
dung)?

Ja, gemäß § 5 SeeAufgG.

11. Aus welchen Gründen hat das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie nach Kenntnis der Bundesregierung das Verhandlungsverfahren 
als Verfahrensart für den Auftrag gewählt?

12. Ist aus Sicht der Bundesregierung das Verhandlungsverfahren beim Bau 
der ATAIR II mit § 3 EG VOB/A und anderen rechtlichen Bestimmun-
gen vereinbar, wonach die Vergabe im offenen Verfahren zu erfolgen hat 
und nur in begründeten Ausnahmefällen davon abgewichen werden darf 
(bitte mit Begründung)?
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13. Lag nach Kenntnis der Bundesregierung beim Neubau der ATAIR II ein 
Ausnahmefall vor, der ein Abweichen vom offenen Verfahren gerecht-
fertigt hat, und wenn ja, welcher (bitte mit Begründung)?

21. Wurde nach Kenntnis der Bundesregierung ein direktes Leistungsver-
zeichnis für den Bau der ATAIR II ausgeschrieben (wenn nein, bitte mit 
Begründung)?

Die Fragen 11 bis 13 und 21 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.
Das Konzept für die Realisierung des Neubaus wurde im Rahmen eines Ver-
handlungsverfahrens mit öffentlicher Vergabebekanntmachung ausgeschrieben, 
gemäß § 3 Absatz 4 Nummer 3 EG-VOB/A. Auf Basis von auftraggeberseiti-
gen Mindestanforderungen einer funktionalen Bauvorschrift sollte die maxi-
male Innovationskraft der Bieter ausgeschöpft werden.

14. Wie viele, und welche Angebote lagen nach Kenntnis der Bundesregie-
rung für den Bau der ATAIR II vor (bitte nach Anbieter und veranschlag-
ter Bausumme aufgelisten)?

Die Angaben zu Angeboten können nicht veröffentlicht werden, weil hierbei 
verfassungsrechtlich geschützte Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der betrof-
fenen Unternehmen berührt sind. Diese sensiblen Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse betreffen auch das fiskalische Interesse des Bundes als potentieller 
Vertragspartner. Die Offenlegung der Kalkulationen würde das wirtschaftliche 
Handeln der Unternehmen beeinträchtigen und könnte Wettbewerbsnachteile 
nach sich ziehen.
Unter Abwägung zwischen dem parlamentarischen Auskunftsanspruch einer-
seits und dem Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen unter Berück-
sichtigung möglicher nachteiliger Wirkungen für die betroffenen privaten Un-
ternehmen andererseits hat die Bundesregierung die erbetenen Informationen 
als Verschlusssache „VS – Vertraulich“ eingestuft und der Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundestages übermittelt. Die Antwort der Bundesregierung ist 
in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort 
nach Maßgabe der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages einge-
sehen werden.

15. Wurde nach Kenntnis der Bundesregierung der Auftrag an den günstigs-
ten Anbieter vergeben (wenn nein, bitte mit Begründung)?

Der Auftrag wurde an das entsprechend den Bewertungskriterien gesamtwirt-
schaftlich günstigste Angebot vergeben.

16. Wie setzt sich der von der Firma Fassmer veranschlagte Preis von 
114 Mio. Euro nach Kenntnis der Bundesregierung detailliert zusam-
men?

Der Auftrag wurde zu einem Gesamtpauschalfestpreis vergeben, der sämtliche 
zu erbringende Leistungen der Werft zur Erfüllung des Auftrages umfasst.
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17. Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Werft beim Bau der ATAIR II 
mit ausländischen Zulieferern zusammengearbeitet hat, und wenn ja, mit 
welchen?

Im Falle der ATAIR II waren im branchenüblichen Rahmen u. a. die Fa. Kongs-
berg, Wärtsilä, Triplex etc. Zulieferer.

18. Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass ein bauähnliches 
Schiff, die „Dr. Fridtjof Nansen“ für das norwegische Institut für Meeres-
kunde für ca. 67 Mio. Euro gebaut wurde?

19. Worin sieht die Bundesregierung den Preisunterschied zwischen der 
ATAIR II und dem norwegischen Schiff begründet?

Die Fragen 18 und 19 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die Bundesregierung liegen hierzu keine eigenen Erkenntnisse vor.

20. Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass die Ausschrei-
bungsunterlagen nur auf Deutsch verfügbar ist, und ist dieses Vorgehen 
aus Sicht der Bundesregierung mit europäischem Recht vereinbar (bitte 
mit Begründung)?

Die Ausschreibungsunterlagen sowie die zugehörigen Vertragsunterlagen stan-
den in deutscher Sprache zur Verfügung. Deutsch war als Vertragssprache vor-
gegeben. In den Vertragsbedingungen waren Ausnahmen beschrieben, für wel-
che Anwendungen und unter welchen Bedingungen im Rahmen der Vertrags-
abwicklung Englisch akzeptiert wird. Nach Auffassung der Bundesregierung ist 
dies mit EU-Recht vereinbar.
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